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::}er c.~ektor eröffnet die Ji tzung um 9° 0 Uhr c. t., begrüßt die 

1\nwes2nde11:,/ unc1 ruft den 1. TE1gesordnung:3punkt suf. 

1. 3eniturn:r des 8atzung~3entwurfs 150-08) 

;::r:f :Sinführend äußert der >~ektor Bedenken, ob es sinnvoll 
// 

sei, die .3estirnoungen des J\rrnchni tts IX so ausführlich 

zu gestalten, wie dies geschehen sei. Unter Umständen 

lege man sich in Einzelheiten zu sehr fest und sei dann 

darauf angewiesen, die 3estim:mngen durch unstänclliche 

Satzun; s~nderungen neu zu fassen. Prof. Bernhardt 

schließt sich diesen Bedenken an und meint, man könne 

diese umstindlichen Satzungsinderungen vermeiden, wenn 

man clie :Sinzelrecelungen einer besonderen Ordnung über­

lasse o 

Zu§ 86: :Oie Vertreter der Studentenschaft äußern sich 

grundstitzlich gegen die Notwendigkeit eines Diszi-
i 

i plinarrechts und regen an, die Bestimmung ersatzlos / 
1
;/ )- J./-.~""'(.r..rt 
~--· zu streichen„ In diesem Zusammenhang krttisierttIB &3:-8, ' 
i · 1 h .,t:/ h„Ct,., ~ 

daß in c~..JL~§k'!la&fi§@Rda.e4t.<H den, eff~BJirce~den Pro;- _ 
. pt,._( «(,., )k·•{,..,C,..._ 

tokollen der ::,·ena tso4A;r;;m1§.@.Jl ~ Stellungn?hrnen ~ 
- ' •• n j(J.'/'r) 

..'.:i.e..llßt nicht gebnhrend restgehal ten v11orderi~e!"~ 
. - 1 t-, f{d, (H . <-'\o,-... :;._, t· 1-;-'- ,1..t.,, fc.,,.,,__.-t:,-·(,f!.,(,.{_--,,,t,,,0 1 

w "''< ..f" •1,t,vh.., ,d 1c,. 

~{::·-~-~~? ~ - u . .l - J.... -~ ~---· :? ~ _ . _ • . . --· . /,, ..... ..:..{ ~ii_~ -~ .. 0-- t· ..:.1. ,,i, l . 0 -"' 

....___,,_ ~' ,,~~·•1•,.:..,[t. ! • ..-l.( ,,(., •. 1, •. /-<</, .. ,.,(,.,.,</· /:il",..,./t..- . =~ ,,..,.,.,.,~_,..,({ ,-.,.,. .. ,..;"/ J .• -ti) (;j'l ,.fj(.n,,i:, n,· ""'.·--•· 
~- '7 _ rL ' t -1 f1 ~ / a· /'1''· _.; i V ( .,.,.. , r • 1 ,,. .~1~ l/Vl-'Y r,_.,.·r:· r,;:._, '.J·(Jj ·t./,,.-·C.·L~, r, •.. v•a e. ~(:lf Hrr· . <·1,1,"'1 l,t,.l-. '. 1.,-.., ·.' - !~·-"·<,: 

.Uer h_'ektor ;i;;,".S,+, der J\uf:Eass~rn~, es sei n~, d.Hl lllot-
1" (..~.-t f,1,,w•,,4 ,,,,.1,_ .-,;yf_h,(. ,:,, .. f;,(.,\._ e,,,,., t-~, 1'4,,.e./.,~i,,-., 

wendigk-e-±41 eino-s· ;J;)if.H,.;i..~tt~~, denn 

un.ab.h.än:§:ig..-:xr..o:fl:-.----B e m B e o ·t etterr--e i ne r o o 1 c h e n-R-e-ge-lt1:R-g---g-G--l-t-e-
v(A i.(; 

z.Zt~noch das :Disziplinargesetz vom 29. Mai 1879, das 

durch die Satzung nicht auf gehoben werden könne. Es sei 

J1ufgabe des Gesetzgebers, das Disziplinarrecht dtrre-fl:-84-:la­

neue-s-4-e-~cm :'.::;11 L wctrf v orli~-ge-, zu ge s t a 1 t en o 

Nach kurzer Debatte schließt sich der 3enat dieser 

Stellungnabrne an" Durch~ 86 soll auf die geltenden Ge­

setzesbestirrmungen verwiesen werdeno Im übrigen sollen 

inhaltliche Regelungen vermieden werden. 

Der .Senat beauftragt den Rechts- und Verfassungsausschuß;., zu 

erörtern, ob und wie die §§ 80 ff. gekürzt werden können. Bei 
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den Beratungen sollen die Satzungen der Ubrigen hessischen 

· -.och2 chulen he:r.cJ e z or;en 'Herden. 

Prof. Bernhardt bittet den Jenat, darauf hinzuweisen, 

vre lche der ik, st irar·;1n1gen bedenklich i: ein könnten. Der Senat 

Zu (;, 83: l.Jie Vertreter der ;3tudentenschaft wenden sich da­

g e [; e n , c1 ä i3 gemäß ';? 8 3 -1, b s a t z 1 Sa t z 1 da s Bürger -

:recht des ;:;, enten unter den genannten Voraus-

setzungen ruhe. Diese Regelung verstoße gegen die 

rechtsstaatlichen Grundsätze. Zine solche Maß­

rn:üune cl iirfe nur vorgenommen werden, wenn der Be­

troffene tats:;clllich verurteilt worden sei. Der 

Senat beschließt daraufhin, den Abs. 1 Satz 1 er­

satzlos zu streichen. 

Zu§ 84: ~er Vertreter der Studentenschaft, stud.nat. 

Arneth, beantragtJ§ 84 nicht in die Satzung auf­

zunehmen. Der Ausschluß eines Studenten müsse unzu­

lissig sein, solange der Studienbetrieb nicht ver­

bessert werde. Der dektor weist daraufhin, der 

J'msscllluB sei durch § 12 der J\llgemeinen Vorschrif­

ten für ehe .::;tudierenden an den Hochschulen vor­

geseheno Die Satz1u11- könne dara,n„ni_chts _än_ derno ~V\- !lt~ + €,-.,,.,_ +-,,, .. , , "l:(.. s„ 1.r. ,,,_,~.,r,_..,,. 
Unter U1n:1:'J~n könri~e man auf ctios,a; f):estimmung ver-

weisen y S-.i.c~~:·MH,~-~-~="&t"""TI'i""e"~~~~~·~ 
. . . o{n,( l)('..-1 • • • 

.. 1~-~".'t.'1'T'f i,,.~ es a~1 sinnvoll ~, bestimmte 

Modalitäten des Ausschlusses festzulegen. Im Streit­

fall iilierlasse man es sonst einem nachprüfenden 

Gericht, wie der Ausschluß gehandhabt werde,und 

verliere so die Preiheit, es selbst zu bestimmen. 

Prof o Hirsch bi=üt eine eingehendere Regelung für 

ntitzlich. Die Studenten würden auf diese Weise 

nvorgewarntn. rrof. Kraft spricht sich dafür aus, 

daß insbesondere Abs. 2 beibehalten werde, denn nur 

dann hätten die Prüfungen einen wirklichen Sinn. 
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=>er ,::_:ern:>t ist ei:nig,,,,,AJaß C:lerjenige ~:tudent, der 

nicht r:=il,lf einen ,1vEf(\j immten '.3tudi enab schluB hin-
/ 

E1rbei tet, ni;;rlff ui t dem Ausschluß bedroht sei, 

1.venn er ~genü.gende Leistungen zeige. 

~er Jenat beschließt mit 9 Stimmen, den Hinweis 

/,l'S'''<'l
0
11 1 'J-',·10".cll'Ci'llrel'·ten l.11/ () 84- 10el'Z1110e--~._A.1~D-..J ___ 1..,l ,.J~. c::-- ---~ _ 0 Vl 

1 t e n 1 j( ;( ,,,( rt .( 

\--!VV\ 
eStud-.-:t'tEMr. ilrneth beantragt, i,bs. 4 :'Jc=1tz 1 zu 

streichen. Ohne ·}egenstimmen entspricht der :3enat 

dieser:1 1\ntrc=:g. 

Zu j 87: Der a~ktor betont, es könne noch nicht festgelegt 

werden, von wann bis wann das Universitätsjahr 

laufe. Die Laufzeit mUsse erst suf der njchsten 

Hessischen Hektorenkonferenz ·besprochen werden o 

.,/ /,• ;) ,. ,, ' ., 

Es sei nicht sinnvoll1 die Vorlesungszeit auf be­

stimmte Tage festzulegen. Ss sei zvveckmäßiger, ~i, ...... 

Zu§ 88: 

4,;p;ir;.,Jswe~s0 folgendermaßen zu formulieren: 

·"Bie Vor le-sttn~4'+·~e-s · Sl±nte~nr~~ 

m.M.i.t..t.e.-Ok,J;,OO,€?,,J;:~ •. ~1;,._i_~~-li~•3:-~4"eb1"t;[c/T~~~-,,~,~=,..,o,,,~,,o, 

~-l--(· 
Der 3enat ist einverstanden, daß in diesem Sinne 

;verfahren wird. 
h ,1l 0u~;:;,,t, 

Der Rektor gibt zu bedenken, ob i..:r:L_d.e;r •. ".~111-at ein 
e~, 

Geß("'l'~J3atz z~yis,chen ._'1rivati~l'f"und öffentlichetl 
'f\c-.f' ,x.i_~, f 

LeJ:i'i/anstsl·lt/lliesteh-ffo f'rof • .3ernlrnrdt meint, es reiche 

aus, wenn gesagt vverde, daß zur rreilnahme an einem 
11 1:'rivatissimurn" eine besondere Zulassung durch den 

Universitätslehrer notwendig sei. 

Zu§ go: hbs. 4 dieser Bestimmung erhält folgende Fassung: 
11 ierden Lehrveranstaltungen abweichend vom Vorle­

sungsverzeichnis gehalten 9der nicht gehalten, ist 

dem Dekan der Fakultät und dem Ilektorenkollegium 



e 

unter ~\ngabe der Gründe Li tteilung zu machen 0 
11 

Zu§ 93: Der ~echts- Verfassung::: ous schuß vdrcl beauftragt, 

zu untersuchen, ob § 93 notwendig ist. 

Zu§ 94: Prof. Bernhardt weist daraufhin, daß diese Bestim­

mung auf § 4-2 abgestürnt werden muß. 

Zu§ 95: 

Zu § 5 6: 

l 

of. Bernhardt beton~ nbs. 1 könne nicht diskutiert 

werden, solange nicht "das 1Iodell 11 festgelegt sei. 

~Je:r 3,::rnat li?J3t es noch offen, ob .Ab 9 ., 3 g.1.;fttr.ic.hen 
.. . _ . c{n [,, ··•<V>,{.(:,I\ 

werden soll. Im nbrir~en öleibt es -e-·f-:f.ey;r, ob der 

Univen::11 tätsrat eine beratende Stimme oder ein Stimm­

recht erl12l ten soll. i\uf § 43 Ziffer 7 wird hinge­

wiesen, in dem ein Stimmrecht vorgesehen ist. 

~~~--/Der Rektor erklärt die 
1 ... .entwurff:o für- beendet. 

erste Lesung des Satzungs-

§_pect. Käs„er verlässt die Sitzung„ 

Der Senat diskutiert nunmehr, wie die Beratungen des Satzungs­

entwurfs im Senat und im Rechts- und Verfassungsausschuss in 
,"1,, ) 

Zukunft gestaltet werden solJ?;"-Prof. Bernhardt hält es für 

notwendig, den Satzungsentwurf nach Abschluss der Einzelerör­

terung insgesamt nochrinmal zu überarbeiten. Ausserdem regt er 

an, den bestellten Unterausschuss zu beauftragen, nach Abschluss 

seiner Beratungen dem Rechts- und Verfassungsausschuss vorzutra­

gen, für welche Zusammensetzung des Konzils er sich entschieden 

habeo 

Herr Birkholz beantragt, dieser Unterausschuss solle auch die 

künftige Zusammensetzung des Senats erörtern. 

Der Rektor hebt hervor, die dringendste und erheblichste Frage, 

über die beraten werden müsse, sei die nach der Zusammens~:~~g 
des verfassungsgebenden Konzils im Sinne des§ 45 Abs. 1 • 

I{o..c.hs..q.E.+1-l:-g-e--&EF!rz..,. Q Vorschläge zur Gliederung des endgültigen 

Konzils oder des Senats seien unverbtndlich, da hierüber nur 

die verfassungsgebende Versammlung bindend entscheiden könne~ 

S2e9t. Meinhold betont, es seien drei WH5glichkei ten denkbar, 
-6-
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wie die verfassungsgebende Versammlung bei der Ratifizierung 

der Satzung verfahren könne: 

1. Das Konzil nimmt den Vorschlag "en bloc" an. 

2. Bestimmte Änderungsvorschläge werden dem Konzil vorge-

tragen, über die diesef' zu entscheiden hat. 

3. Jeder§ der Satzung wird einzeln durchgesprochen. 

Spect. Meinhold ist der Auffassung, praktisch komme nur 

die zweite Möglichkeit infrage. Es ~üssten also innerhalb 

Der Senat ist der gleichen Meinmg und beschliesst, diese 

Frist auf den 7. 11. 1967 festzulegen. An~{äge, die nach 

diesem Zeitpunkt im Rektorat eintreffen, sollen nicht be­

rüc~sichtigt werden. 

Der Senat beschliesst, die zweite Lesung der Satzung vom 13. 

bis 15. Oktober 1967 in einer Klausurtagung durchzuführen. 

Der Rektor ~nd der Kurator werden beauftragt, eine geeignete 

Tagungsstätte im Taunus ausfindig zu machen. Sollten diese 

Bemühungen erfolglos bleiben, wird die Tagung in·dem Gästehaus 

der Universität~im Kleinen Walsertal stattfinden. 
• ·1. _,.J. _j ·,,, 1": ··:.., •. ( t.., ;....,. L„ j, ), ,·(_·:..-;: ··.,----_, / · 'L-1.... 

Der V&.F~~.erten.., Ilr. S.chmi.d.:t,.. regt an, 

einen Ausschuss zu bilden, der nach dem Ende der Beratungen 

über den Satzungsentwurf einen zusammenfassenden Bericht 

abgeben müsste, wie der durch das Hess. Hochschulgesetz ge­

stellte Auftrag erfüllt worden ist.und·was die hervorstechend­

sten Besonderheiten der Satzungen sind. 

Der Senat beschliesst, der Rechts- und Verfassungsausschuss 

solle einen solchen Bericht zur gegebenen Zeit formulier~n. 

Die Senatoren sind sich einig,rdaß der Satzungsentwurf in der 

neuen Fasssung bis zum 5. Oktober 1967 fertig~gestellt sein 

muss. 

2. Verschiedenes 

a) ~tud.iur. Birkholz erk~ndigt sich, wann der Senat die Re­

solution zum Fall Frau Prof. Faßbinder besprechen werde. 

-·7-



Der Rektor erklärt, der lreriensenat habe nur die Aufgabe, die Satzu 

uu beraten und könne gegebenenfalls unaufschiebbare Entscheidungen 

unter dem Punkt Verschiedenes fällen. Die Angelegenheit sei jedoch 

nicht dringlich und könne in äer ersten ordentlichen Sitzung des 

Senats besprochen werden. 

b) §tud.iu.r. Birkholz fragt, warum der Ausschuss für Presseange­

legenheiten noch nicht ~etagt habe. 
8]11 21.8. 

Der Rektor erklärt, nach seiner Rückkehr aus dem Urlauq/habe er 

sofort versucht, den Ausschuss zu konstituieren, doch seien andere 

Mitglieder nicht in der Lage gewesen, vor ihrer Rückkehr aus dem 

Urlaub Ende September einen rI.1ermin zu geben. Erst dann könne d:r 

Ausschuss zu seiner ersten Sitzung zus8J111Ilentreten. Der Senat habe 

am 15. Juli gerade wegen der Unmöglichkeit, die Arbeiten des Aus­

schusses vor Ende September aufzunehmen, die Weiterbeschäftigung 

von Frau Dr„ wasmund bis Ende Dezember vorgesehen. 

Scud.iur.Birkholz fragt, weshalb der Pressereferentin Frau Dr. 

Wasmund kein konkretes Angebot zur Fortsetzung ihres Arbeitsver­

hältnisses Über den 30.9.1967 hinaus gem,;1.cht worden sei. Der Kurato 
einer 

erwidert, dass ein solches Angebot in oci:RB:Rx Form gemacht worden 

sei, welche dem Senat die völlige Entscheidungsfreiheit über die 

weiterbeschäftigung von Frau wasmund sichern soll. 

Stud.iur. Birkholz beantragt, ein Professor der Rechtswissenschaft­

liehen Fakultät solle beauftragt werden, zu prüfen, ob das Arbeits­

verhtütnis zwischen der Universität und der Pressereferentin über 

den 30.9.1967 hinaus verlängert werden kann. Geschehe dies nicht, 

werde die Studentenschaft die Angelegenheit der Presse übergeben. 

Prof. l'1üser wendet sich gegen diesen Antrag. Er entspreche nicht 

dem guten Stil, da er mit einer Drohung verbunden sei. 

In der Dmskussion erklärt der Rektor, er begrüsse sachlich die 

vorgeschlagene Prüfung durch einen Professor der Rechtswissen­

schaften und wäre dazu auch auf wunsch von Frau Dr. Wasmund direkt 

:cil::a:z:N bereit gewesen. 

Der Senat schliesst sich dem Votum des Rektors an. 

c) Die Vertreter der Studentenschaft zeigen an, dass ihr Vertreter 

Viedebanbt in dem Ausschuss für Presseangelegenheiten durch die 

Studentin der Philologie Grunenberg ersetzt werde. 

Der Vorsitzende erklä.rt die Sitzung um -13.10 Uhr für beendet. 

Der Rektor: Der Schriftführer: 
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' 
,/ u,.,,.1 

'fZGlX:\/ hvie l-'-\,yV „,t.~. !Jw/{ 
Der Rektor ,,Wlärt, der v~ S'?natr:1,..;...··..,.,.....~-i'l">Ms-'a"l.ll--
Pu#k':.if~cJ1e1rd 1:~~t:1:~ e';.',''·l~:;;t, <~~~t~?~i~~~-:.,w __ 

r, ... I, . A,., ... t•,. t'/ /4.,~.e, . ,: ,,. /':;,·c.(..<,,- 'iJu ff1.., ,(.<,,,,_,,,,. L1e) )f!l, 
1
,t,;r(v,.,/ ,,,. .... 

A.n.g.~ .. .::t;.-s~~~ in der ersten ordentlichen Sitzun1 

(, des Senats besproc n werden. 

1 (,,•,.{./ 

,_.einer ersten S zung zusammentreten,, 
~,-.. :c" ~ud. iur. Birkh,,lz fragt, weshalb der ssereferentin 
-Jr..-, 

• ~' 0 ,."_ 11;. 11,,..J., Frau9;"wasmund kein konkretes Angebot · zur Fortsetzung ihres 

f/;.:,,,(e ,!A..t •• , Ar bei tsverhäl sses über den 30 „ 9. 19 67 hinaus gemacht 
"'vtv,i,., ;,/d /..,.'/ . worden sei ~ . .'A . ,.,:t,: ...... l1.,.n'.-·(..,,,,11 «-lt:..,t, ~:, '1. v(l-,(1-:, llt-1t·/c/· ·~·, 4 ~"'7 · 

I) "· {: t•· I 1 -~-' /' / • ·.· ... • •. . ,,:;L ~ k / . -./ 
IU·t'.,, :t:. •.. ,,. d.. . , :::,; (TV''- 14,.,_ t, _/. t,v'l "{.t._-. ,~,'' 1.1(,.,(!JJ ,_{.'-·~·, ~. :.<-~ . ._,f ;(.4.t. {>"1-'I "'/•f .· t,,t:..L-.' ,(...?'; /A'-v,(.,~~ ~ 

-~ ... //
1
"-'Vi_ "c--e~;<.0 

' jtud „ iu'~" l:st;'k:h6i'z1 'bea!h~tra'.g1; ''ein ''Pi-'o':te:~or der' Rechtswis-

• 

V"'Y ,-._ ,,- , i ·{ " . fl ! 

-'1A""v- .:J t,rJ~ • .,k.l' senschaftlichen Fakultät solle beauftragt werden, zu prü­

,~ "\,,.,, 

iL-~,l(. 

A-0. 
fen, ob das Arbeitsverhältnis zwischen der Universität 
und der 

i; l v[ 
'1"' ·•Jt=-,.,:H~, 1iängert werden kann. Geschehe dies nicht, werde die Stu-

~en__._, • ..._ ,{-t,../ 

dentenschaft die Angelegenheit -End,.e aes ~~~res der Presse 

ssereferentin über den 30. 9. 1967 hinaus ver-

übergeben. 
Prof. Müser wendet sich gegen diesen Antrag. Er entspreche 

W,,(;lr,de,,,,e.;p,.,,.e,-i~l.k .. ~,,.,e,~~~~-~.mi,j,l;l.en. 

c) {Die Vertreter der Studentenschaft zeigen an, daß ihr Ver~ 
treter Viedebantt- -~~~ dem Ausschuss für Presseange-

' legenheit. durch die Studentin der Philolo e G:ruhenberg 

erset werde„ 

Der Vorsitzende erklärt die Sitzung um 13-lo Uhr für beendet. 

Der Rektor: Der ~chriftführer: 




